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i5..2lA[l~ 
zu 157/J An. f r a~J? 0 a n t VI 0 r tun R 

In :B"eantwortung der .&nfragG der .Lbgoordnoten Dr. K a n du t s c h 

und Geno ssen, betreffend dio Einlei tung von I1Iassna:bnoni um ehemals ausgo­

siedel tan; Südtiroler· :B eamtm und Angost ell tGl1 zu ihren L.nspruchen und Rechten 

zu v Jrhelfen, deren siu durch das Umsi edlungs-ll.bkommen verlustig gingen, 

teiJt Bundüskanzler Dr. Gor b ach naTIons der Bundosregiorung folgendes 

Der BundesregL,rung sind die schweren Schäden, vvelche dGn Süd-
'" 

tirolorn durch das sogonannte Ei tler-Musso lini-Umsiedlungsabkommf3n zuge-

fügt vmrdon, auch in ihren Einz,alhsiten und materiellen .Auswirkungon bokal1nt. 

Sio hat sich gleich nach :Beondigung des zweiten Vieltkrieges bemüht, eine 

Wi()dorgutmachung dieser Schäden im RahmGn der gegebonen Möglicbkeiton zu 

orrO iahcn. 

Einen ersten Nidderschlag fCindendio Bestrebungen·der :Bundoerc-

gi GJ.'ung iEl 3 .Lbschni tt da s sogenannten Pariser llbkommens vom 5 .Septomb er 1946 9 

der die ital~enischüR8giGrung vorpflicht0to, die Frago der Staatsbürger­

schafts-Optionen innurhalb ei~os J ahr·?s in einem Geist e der Billigk(~i t und 

"'Teithorzigkei t zu revidier~n. 

In den darauffolgc·nc1on Jahren bis zum Jahre 1953 War das damalige 

:Bundeskanzloramt ,Auswärt igo il.ngolegenhei ten, unablässig bemüht, diGse kon­

kr('lto Vorpflichtungder i talionischcn Regierung' durch zweiseit ige Verhand­

lungen in die Tat umzusetzen. In der Folge wurden mit Italien mehrere J~b­

kommon goschlossen, welcho ve;rschiedone Aspokte des FragJkomplexes ZUln 

Gogonstand hatten. Auf cHose Tteise ist es gelungon, wenigstens die grössten 

HiiITten, Vl01chc das ymsiodlungsabkommen nach sich zog~ zu beseitigen. 

Den no eh offenen Fragen hat die Bundesregi,3rung b (~sonders in don 

J cÜl:l."Oi1 nach Lbschluss des Staatsvertrages, die 2.uch eine Lkt ivierung der 

österl"eichischen Südtirolpolitik ermöglichten, volle 1,ufmerksaI:lkeit g8schel1kt. 

Ein'.) eingehende Prüfung der dionst- und v':rmögonsrechtlichen l~nsprüche der 

Südtiroler ist schon vor längorer Zeit vorge110Iamen worden. SOVJGit sio be­

rechtigt und vertretbar erschionen, hat di e Bundesrogierungalle wröglich-

koi tOll zu ihrer Durchsotzung mittGls zv"lischonstaatlichor Verhandlungon 

in Erllägu.ng gezogen und goeignet erscheinendo Schritt e unternOmm(0n. 
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Verhandlungen mit der in erster Linie involvierten Bundesrepublik 

Deutschland, die eine entsprechende Beitragsleistung zur Wiedergutmachung 

dioser Schäden zum Ziele haben, konn~anleider noch nicht endgültig abge­

schlossen werden. Es wäre daher im gegenwärtigen Zeitpunkt verfrüht, sich 

zu don voraussichtlichen Ergebnissen dieser Verhandlungen zu äussern. 

Eine Besserung der Verhältnisse in jenem Bereich, der interne 

Massnahmen der italienischen Regierung erfordorlich machen würde, ist mit dem 

Verlauf der gegenwärtig noch schwebenden Verhandlungen mit Italien über eine 

Lösung der Südtirol·f rage eng verknüpft. Jec1cmfalls müsste nach a1iLffasslLng 

der Bundesregierung eine Gesamtboreinigung allor aus der Südtirolfrage 

sich ergebenden Probleme auch di8 Regelung deI' noch offenen dienst- und 

vormögonsrechtlichen Fragen der Südtiroler und Kanaltaler Umsiedler 

in sich schliessen. 

-.-.-.-.-
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